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Die Handlungsfähigkeit der deutschen Kommunen und deren 

Beitrag zur Bewältigung der transformativen Herausforderun-

gen entscheidet sich nicht zuletzt an den personellen Kapazi-

täten der Verwaltung. Dies gilt sowohl in quantitativer Hinsicht 

für die Zahl der verfügbaren Stellen, als auch qualitativ mit 

Blick auf die erforderlichen Qualifikationen. Neben einer aus-

kömmlichen Finanzausstattung ist die Personalausstattung 

damit der zweite potenzielle Engpassfaktor für die notwendige 

Ausweitung öffentlicher Investitionen auf kommunaler Ebene. 

Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise drohen die Lage 

sogar noch weiter zu verschärfen: Rund zwei Drittel der im 

KfW-Kommunalpanel befragten Kommunen rechnen damit, 

dass sich infolge knapper Finanzmittel die Personalsituation in 

den planungsrelevanten Bereichen verschlechtern wird.  

Dabei sind schon heute viele wichtige Stellen unbesetzt. Fast 

30 % der kommunalen Belegschaft sind zudem 55 Jahre oder 

älter; viele von ihnen werden in den kommenden zehn Jahren 

die Verwaltung altersbedingt verlassen, was für die Kommu-

nen einen immensen Nachbesetzungsdruck mit sich bringt. 

Gleichzeitig hat sich die Komplexität der Verwaltungsarbeit er-

höht und damit auch neuer Bedarf nach hochqualifizierten Mit-

arbeitern ergeben, der im aktuellen Stellenschlüssel der Kom-

mune kaum adäquat abgebildet werden kann. 

Die Kommunen müssen deshalb sowohl mit Blick auf die 

Quantität, als auch auf die Qualifikation ihres Personalbestan-

des aktiv werden, damit die Bewältigung der großen Heraus-

forderungen nicht an knappen Planungs- und Umsetzungska-

pazitäten scheitert. Um zukunftsfähige Infrastruktur, mehr Kli-

maschutz und effiziente Daseinsvorsorge gewährleisten zu 

können, sind deshalb dringend neue Wege in der Personal- 

und Investitionsplanung zu beschreiten. Konkrete Ansatz-

punkte hierfür sind eine Erhöhung der Attraktivität des öffentli-

chen Dienstes als Arbeitgeber, die Aus- und Weiterbildung 

des benötigten Fachpersonals und eine kooperative Nutzung 

von knappen Fachkräften. 

Deutschland steht vor großen und vielfältigen Herausforderun-

gen wie der Transformation zur Klimaneutralität, der Digitali-

sierung oder dem demografischen Wandel. Die Bewältigung 

jeder dieser Mammutaufgaben erfordert enorme Kraftanstren-

gungen von Privatwirtschaft, privaten Haushalten und des 

Staates. In finanzieller Hinsicht werden allein die gesamtwirt-

schaftlichen Investitionsbedarfe zur Erreichung der Klimaneut-

ralität bis Mitte des Jahrhunderts auf rund 5 Bio. EUR ge-

schätzt.1 Ein nicht unerheblicher Teil entfällt auf den öffentli-

chen Sektor; für diesen schätzen Studien einen jährlichen 

Finanzbedarf von rund 46 Mrd. EUR bis 2030, der zu über ei-

nem Drittel auf der kommunalen Ebene anfallen dürfte.2  

Bewältigung der transformativen Herausforderungen 

setzt leistungsfähige Kommunen voraus 

Für ein Gelingen der Transformationen bedarf es geeigneter 

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, 

unter denen sich private wie staatliche Aktivitäten ergänzen. 

Eine moderne, leistungsfähige Infrastruktur und öffentliche 

Verwaltung sind wesentliche Bestandteile dieser Rahmenbe-

dingungen, denn sie besitzen einen wichtigen Vorleistungs-

charakter für das sich daran anknüpfende privatwirtschaftliche 

Engagement. Ein Großteil der öffentlichen Infrastruktur und 

Verwaltungsleistung wird durch die Kommunen bereitgestellt. 

Diese sind deshalb besonders gefordert, ihre Leistungsfähig-

keit weiter zu steigern, um die Transformationen zu fördern.3 

Dies ist kein Selbstläufer angesichts der ohnehin hohen Inves-

titionsbedarfe der kommunalen Ebene. So hat sich in den letz-

ten Jahren ein wahrgenommener Investitionsrückstand von 

ca. 150 Mrd. EUR aufgestaut, weil schon die Ersatz- und In-

standhaltungsinvestitionen häufig mit den wachsenden Bedar-

fen nicht Schritt halten konnten.4 

Grafik 1: Folgen der Corona-Krise drohen die Personalsitua-

tion der Kommunen zu verschärfen 

Anteil an allen Antworten der befragten Kommunen 

 

Quelle: KfW Kommunalpanel 2021, eigene Darstellung. 

Finanzbedarfe zeigen nur einen Teil der eigentlichen 

Handlungserfordernisse 

Angesichts dieser finanziellen Größenordnungen lässt sich 

beobachten, dass sich die Debatte um die gesellschaftlichen 
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Transformationen vor allem ums Geld dreht, auch und gerade 

wenn es um die Rolle der Kommunen geht. Das ist einerseits 

verständlich, weil die notwendigen Transformationen eben er-

hebliche Investitionen erfordern und gerade finanzielle Res 

triktionen häufig das zentrale Hindernis für eine Ausweitung 

der öffentlichen Investitionen sind. Dies gilt insbesondere für 

die Kommunen, die einen Großteil ihrer Investitionen über Ei-

genmittel finanzieren, auf deren Höhe die Städte, Gemeinden 

und Landkreise nur wenig Einfluss haben und die zurzeit 

durch die Folgen der Corona-Krise bedroht sind.5 Und die po-

tenziellen Auswirkungen des Ukraine-Konflikts sind dabei 

noch gar nicht berücksichtigt.  

Andererseits kommt dadurch in der Debatte vielfach zu kurz, 

dass eine Kommune neben den finanziellen auch personelle 

Ressourcen für Investitionen benötigt. Denn die Planung und 

Umsetzung der investiven Vorhaben erfordert entsprechende 

organisatorische Kapazitäten in der Verwaltung. Diese sind 

aber alles andere als selbstverständlich, wie die Einschätzung 

der Kommunen im KfW-Kommunalpanel zeigt. So sind 

knappe Personalkapazitäten nicht nur eines der meist geäu-

ßerten Investitionshemmnisse6, sie sind auch bereits heute 

ein wesentlicher Engpassfaktor bei der Bewältigung transfor-

mativer Herausforderungen wie z. B. der Digitalisierung.7 Er-

schwerend kommt hinzu, dass fast zwei Drittel der Kommunen 

erwarten, dass sich die Personalsituation in den planungsrele-

vanten Bereichen aufgrund fehlender Finanzmittel eher ver-

schlechtern wird (Grafik 1). Gleichzeitig hat die Krise nach An-

sicht der Mehrheit der befragten Kommunen nicht dazu ge-

führt, dass der öffentliche Dienst an Attraktivität gewonnen 

hat. Es bleibt für Kommunen somit schwer, das benötigte Per-

sonal zu halten oder zu gewinnen. 

Personalengpässe können den Investitionsprozess an 

vielen Stellen beeinflussen 

Kommunale Investitionen in die Infrastruktur, für den Klima-

schutz oder im Rahmen der Daseinsvorsorge setzen das Zu-

sammenwirken vieler verschiedener Akteure voraus. Innerhalb 

der Kommunalverwaltung bindet der Investitionsprozess na-

hezu alle Bereiche ein, angefangen von der fachlichen Be-

darfsermittlung und die Einbindung in übergeordnete Strate-

gien und Konzepte über die Vorbereitung politischer Entschei-

dungen und die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie anderer 

öffentlicher Institutionen bis zur Detailplanung der Investitions-

vorhaben inkl. Projektmanagement und Baubegleitung. Dar-

über hinaus muss auch die Finanzierung der Investitionen si-

chergestellt werden, ggf. unter Nutzung von Fördermitteln mit 

anschließender Verwendungskontrolle. Damit sind neben den 

Fachabteilungen häufig noch Stabsabteilungen und die Käm-

merei involviert. Auch die Anzahl der betroffenen Fachabtei-

lungen kann beachtlich sein, je nach konkretem Investitions-

zweck und der Organisation der Verwaltung. Nicht selten sind 

für die klassischen Baumaßnahmen eigene Hoch- oder Tief-

bauämter zuständig, die ihre ingenieurliche Expertise beisteu-

ern.  

Die einheitliche Erfassung der mit den Investitionsprozessen 

verbundenen Personalkapazitäten ist kaum möglich. Nähe-

rungsweise können ausgewählte Stellenprofile und Verwal-

tungsbereiche einen Hinweis geben, wie es um die personelle 

Leistungsfähigkeit der Verwaltung insgesamt bestellt ist. Es ist 

davon auszugehen, dass die gesamte Prozesskette in Mitlei-

denschaft gezogen wird, wenn schon einzelne Abschnitte 

nicht optimal aufgestellt sind. 

Dass die personelle Ausstattung bereits gegenwärtig ange-

spannt ist, zeigen die Angaben im KfW-Kommunalpanel (Gra-

fik 1). Gleichzeitig erfordert die Umsetzung einer Digitalisie-

rungs- oder Klimaneutralitätsstrategie weiteres spezifisches 

Fachwissen in den Verwaltungen, das bislang nicht unbedingt 

vorhanden ist.8 Die Kommunen stehen vor der großen Her-

ausforderung, die dafür benötigte Personaldecke in Qualität 

und Quantität sicherzustellen. Keine einfache Aufgabe, wie 

ein Blick auf die aktuellen Entwicklungen zeigt, denn für den 

kommunalen Personalbestand ergeben sich zwei zentrale 

Herausforderungen für die zukünftige Aufgabenerledigung. 

Grafik 2 Kommunale Belegschaft ist überdurchschnittlich alt 

Anteil ausgewählter Altersgruppen an allen Beschäftigten. 

  

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Kommunaler Personalbestand ist überdurchschnittlich alt  

Die erste Herausforderung ist, dass der kommunale Personal-

bestand im Durchschnitt deutlich älter ist als der öffentliche 

Dienst insgesamt oder die Gesamtheit aller Erwerbstätigen 

(Grafik 2). So liegt der Anteil der jüngsten Altersklasse (unter 

25 Jahre) im öffentlichen Dienst unter dem Durchschnitt aller 

Erwerbstätigen, und dass obwohl die Zahlen für den öffentli-

chen Dienst in der Abbildung aufgrund statistischer Unschär-

fen sogar leicht überschätzt werden dürften.9 Hingegen liegt 

der Anteil der 45- bis 64-Jährigen teilweise deutlich über dem 

Durchschnitt aller Erwerbstätigen.  

Für die kommunale Ebene (hellblaue Linie) stellen sich diese 

Unterschiede noch einmal unvorteilhafter dar, weil die Kom-

munen nochmals geringere Anteile in der jüngsten Alters-

gruppe und höhere in den höchsten Altersgruppen aufweisen. 

In den Kommunen kommt somit von allen betrachteten Ebe-

nen am wenigsten junges Personal nach, obwohl der demo-

grafische Nachbesetzungsdruck durch die hohe Anzahl an Be-

schäftigten von über 55 Jahren hier am größten ist. Im Jahr 

2020 waren rund 30 % des kommunalen Personalstocks 

55 Jahre oder älter. Ein Großteil davon wird in der kommen-

den Dekade aus der aktiven Verwaltungsarbeit in Rente oder 

Pension gehen. 

Diese Entwicklung wird sich fortsetzen, denn weitere 27 % der 

kommunalen Beschäftigten sind zwischen 45 und 54 Jahren 

alt und werden daher zu einem großen Teil in den nächsten 

20 Jahren ausscheiden.10 Im Vergleich dazu befinden sich ge-

rade einmal etwas mehr als 5 % der Beschäftigten in Ausbil-
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dung, sodass sich die bereits heute angespannte Personalsi-

tuation in Kommunen allein aufgrund der Altersentwicklung in 

der Belegschaft in naher Zukunft weiter verschärfen dürfte. 

Denn es ist unwahrscheinlich, dass die durch Verrentung bzw. 

Pensionierung entstehende Personallücke durch Neueinstel-

lungen geschlossen werden kann, schließlich sind schon 

heute geschätzt 145.000 Stellen in den Kommunen unbe-

setzt.11 Bis 2030 soll der Fachkräftemangel im Öffentlichen 

Dienst sogar weiter auf über 800.000 Stellen anwachsen.12  

Anteil hochqualifizierter Stellen in den Kommunen ist 

eher niedrig 

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung wird 

sich der Fachkräftemangel für alle Branchen verschärfen und 

es steht zu befürchten, dass der Öffentliche Dienst im Wettbe-

werb mit anderen Wirtschaftsbereichen stärker unter Druck 

geraten wird. Ein Grund dafür ist die im Vergleich zur Privat-

wirtschaft tendenziell schlechtere Bezahlung insbesondere für 

höher Qualifizierte.13  

Die zweite Herausforderung stellt somit der gegenwärtige 

Stellenschlüssel der kommunalen Verwaltung dar, der immer 

noch das analoge Zeitalter repräsentiert, in dem es vieler 

Sachbearbeiter und Hilfskräfte bedurfte, aber relativ wenige 

Spezialisten beschäftigt wurden. Das zeigt sich am geringen 

Anteil des höheren Dienstes, der in der Regel für akademi-

sche Abschlüsse vorgesehen ist, und an dem hohen Anteil 

des mittleren und einfachen Dienstes, der für niedrigere Quali-

fikationsniveaus vorgesehen ist. Diese Situation hat zur Folge, 

dass gegenwärtig nur knapp 7 % der Beschäftigten und Be-

amten in den Entgeltstufen E13–E15 bzw. dem höheren 

Dienst eingruppiert sind, hingegen fast 77 % im einfachen und 

mittleren Dienst (Grafik 3).14  

Da die transformativen Herausforderungen eine zunehmende 

Komplexität der Verwaltungsarbeit mit sich bringen, benötigen 

auch Kommunen in Zukunft vermehrt akademisch ausgebil-

dete Experten, seien es Juristen, Ingenieure oder Informatiker. 

Das verdeutlicht beispielsweise die Entwicklung in Öster-

reich.15 Dort wurde zwar durch digitale Techniken und schlan-

ker strukturierte Prozesse seit 1999 jeder 7. Arbeitsplatz in der 

Verwaltung abgebaut. Gleichzeitig war allerdings ein stetiger 

Anstieg der Akademikerquote zu beobachten.  

Grafik 3: Mittlerer Vergütungsbereich dominiert kommunalen 

Stellenschlüssel 

Anteil der jeweiligen Entgeltgruppen am Gesamtpersonalbestand. 

  

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung.  

Die benötigten Experten werden aber nicht durch eine Ein-

gruppierung in den niedrigen Gehaltsstufen zu gewinnen sein. 

So beträgt die Differenz zwischen der tariflichen Entgeltgruppe 

(E13), die der Einstiegsgruppe in den höheren Dienst ent-

spricht, und der Entgeltgruppe E8, die der höchsten Stufe des 

mittleren Dienstes entspricht, rund 40 % oder 15.000 EUR pro 

Jahr beim Berufseinstieg und 66 % oder rund 30.000 EUR in 

der höchsten Erfahrungsstufe.16 Mag eine Eingruppierung im 

höheren Dienst für viele Stellenprofile durchaus wettbewerbs-

fähig sein17, die Eingruppierung in den niedrigeren Stufen ist 

es keinesfalls.  

Enge Personalkapazitäten machen sich negativ bemerk-

bar 

Was passiert, wenn die Personalbedarfe nicht gedeckt werden 

können, zeigt sich bereits heute an verschiedenen Stellen der 

Verwaltung, wo sich die anfallenden Aufgaben nicht mehr voll-

ständig erledigen lassen. Prominentes Beispiel ist die Umset-

zung von Digitalisierungsvorhaben, die sich in die Länge zie-

hen, gar nicht erst angegangen werden oder sogar schei-

tern.18 Als Ursache gaben im KfW-Kommunalpanel fast 60 % 

der Kommunen an, dass es ihnen für eine erfolgreiche Umset-

zung ihrer Digitalisierungsstrategien an Personal und Exper-

tise fehlt, hingegen sahen nur rund ein Drittel der befragten 

Kommunen die größten Defizite bei der physischen Infrastruk-

tur.19 Im Bereich Digitalisierung hat das Personalthema damit 

für viele Kommunen schon heute einen höheren oder ähnlich 

hohen Stellenwert wie das Thema Finanzierung von Investitio-

nen.    

Auch im Planungs- und Investitionsbereich machen sich 

knappe Personalkapazitäten bremsend bemerkbar.20 Die Pla-

nung und Umsetzung von Investitionen werden immer kom-

plexer, z. B. weil die Anforderungen an die Gebäude steigen, 

was sich in längeren Projektlaufzeiten ausdrückt. In den ver-

gangenen Jahren waren dies exemplarisch die zusätzlichen 

Anforderungen an Barrierefreiheit, Klimaschutz und die Digita-

lisierung, die z. B. den Planungsaufwand von Schul- und Ver-

waltungsgebäuden spürbar erhöht haben.21 Die höhere Kom-

plexität erschwert und verlängert Planungsprozesse, die be-

treffenden Verwaltungskapazitäten sind also länger gebunden, 

was wiederum heißt, dass es bereits mit einem konstanten 

Personalbestand schwerer wird, das „normale“ Planungsvolu-

men aufrechtzuhalten. Neue bzw. zusätzliche Investitionsbe-

darfe tragen zu einer weiteren Kapazitätsauslastung bei oder 

können bei ausgelasteten Kapazitäten gar nicht umgesetzt 

werden.  

Aktuelle Untersuchungen zeigen, dass fehlende Personalka-

pazitäten ein zentrales nicht-monetäres Investitionshemmnis 

insbesondere auf kommunaler Ebene sind.22 Dies deckt sich 

auch mit den Rückmeldungen der Kämmereien im KfW-Kom-

munalpanel, wo fehlende Personalkapazitäten ähnlich häufig 

als treibende Faktoren des kommunalen Investitionsrückstan-

des genannt wurden wie finanzielle Restriktionen.  

Personalbestand spiegelt Aufgaben- und Komplexitäts-

steigerung nicht wider 

Die gewachsene Komplexität der Planungsprozesse zeigt sich 

jedoch nicht im Personalbestand der Kommunen (Grafik 4). 

Aktuell arbeiten 1,36 Mio. Menschen in den Kommunalverwal-

tungen. Im Vergleich zu früheren Jahrzehnten hat der Perso-

nalbestand im öffentlichen Dienst in den Städten, Gemeinden 

und Landkreisen in der vorletzten Dekade deutlich abgenom-
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men.23 Die dahinterliegenden Gründe sind vielfältig. Neben ei-

ner Kostenreduktion aufgrund der angespannten Haushalts-

lage spiegeln sich in diesen Zahlen auch verwaltungstechni-

sche Entwicklungen wider. Beispielsweise hat die Einführung 

von EDV-Systemen dazu geführt, dass viele klassische Sach-

bearbeitungstätigkeiten mit weniger Personal erbracht werden 

können. Frühere kommunale Aufgaben wurden zudem in ei-

genständige Organisationseinheiten ausgelagert oder voll-

ständig privatisiert.24 Darüber hinaus ist gerade für den Bau- 

und Planungsbereich der Abbau der Personalkapazitäten die 

Folge sinkender Investitionen der 2000er-Jahre.25 

Zuletzt hat sich zwar der Personalbestand (in Vollzeitäquiva-

lenten) der Kommunen im vergangenen Jahrzehnt wieder um 

fast 20 % erhöht. Dieser Anstieg basiert aber vorwiegend auf 

Zuwächsen in bestimmten Bereichen. So stiegen z. B. die 

kommunalen Beschäftigten im Bereich der Kindertagesstätten 

zwischen 2011 und 2020 um fast 60 % auf nun rund 200 Tsd., 

die Angestellten in der zentralen Verwaltung nahmen um ca. 

25 % auf nun über 400.000 zu.  

Anders gestaltet sich das Bild aber bei den Bau- und Pla-

nungsstellen, die aufgrund ihrer besonderen Rolle für den In-

vestitionsprozess als Indikator für die Investitionsfähigkeit der 

Verwaltung dienen können. Hier sank die Stellenanzahl für 

Räumliche Planung und Entwicklung im gleichen Zeitraum um 

rund 6 % auf nun knapp 27.000. Die Stellen im Bereich Bauen 

und Wohnen sanken sogar um über 10 % auf jetzt knapp 

32.000.  

Grafik 4: Personalaufwuchs der Kommunen kommt nicht in 

planungsrelevanten Bereichen an 

Entwicklung des kommunalen Personalbestandes als Kettenindex. 

   

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung.  

Dabei zeigt sich regional ein deutlich differenziertes Bild. Wäh-

rend in den vergangenen Jahren in den Kommunen in einigen 

Ländern Stellen im Bereich Bauen und Wohnen aufgebaut 

wurden, sanken die Stellen in anderen Ländern deutlich. Inte-

ressant ist dabei, dass keinesfalls die finanz- und investitions-

starken Länder die höchsten Personalquoten aufweisen. Das 

investitionsstarke Baden-Württemberg liegt beispielsweise un-

ter dem Durchschnitt, das investitionsschwache Saarland 

weist hingegen sogar den Spitzenwert auf. Wenngleich Unter-

suchungen für Kommunen in Nordrhein-Westfalen nahelegen, 

dass ein höherer Bestand an Planungsstellen auch mit höhe-

ren Investitionen einhergeht,26 lässt sich dieser Befund für die 

Aggregate der Bundesländer somit nicht feststellen (Grafik 5).  

Für das Jahr 2020 zeigt sich kein statistisch messbarer Zu-

sammenhang zwischen der Personalausstattung im Bereich 

Bauen und Wohnen und den Baumaßnahmen je Einwohner. 

Aus einem hohen oder niedrigen Personalbestand können 

deshalb nicht automatisch hohe oder niedrige Investitionen 

abgeleitet werden.   

Grafik 5: Mehr Personal bedeutet nicht automatisch mehr In-

vestitionen 

Korrelation zwischen Baumaßnahmen und Personalbestand im Jahr 2020 auf 
Ebene der Flächenländer. 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung.  

Mögliche Gründe für die Unterschiede in den Investitionsni-

veaus – und damit auch für die in Summe steigenden Investiti-

onsausgaben der letzten Jahre27 – können neben der Perso-

nalausstattung auch Unterschiede in der Finanzausstattung 

oder der Organisation und Durchführung bestimmter Pla-

nungsprozesse sein. Weil die Zuständigkeiten für öffentliche 

Investitionen zwischen den Ländern wie auch den Kommunen 

sehr unterschiedlich geregelt sind, können sich in diesen orga-

nisationspolitischen Entscheidungen die Gründe verstecken, 

warum das Investitionsniveau jenseits der Personalausstat-

tung unterschiedlich ausfällt. Hier muss auch berücksichtigt 

werden, dass die Investitionen im engeren Sinne am Ende nur 

ein Teil einer ganzen Prozesskette darstellen, die beispiels-

weise Raumplanung, Projektentwicklung, Vergabeverfahren, 

Investitionsfinanzierung und Projektbetreuung umfasst. Perso-

nalengpässe können die Transformation der Kommunen also 

auch an vielen Stellen jenseits der Investitionen im engeren 

Sinne erschweren. Eine Erhöhung der Personalkapazitäten 

wird deshalb eine zentrale Rolle spielen müssen, aber eben 

nicht der alleinige Schlüssel zum Erfolg sein. Nur wenn alle 

möglichen Einflussfaktoren zusammen betrachtet werden, 

lässt sich eine Strategie zur Ausweitung der kommunalen In-

vestitionen ableiten. 
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Auch die Investitionsfinanzierung erfordert Personal 

Häufig wird vernachlässigt, dass neben der Planung und Um-

setzung von Investitionen auch für die Finanzierung ausrei-

chend Personalkapazitäten benötigt werden. So wird aufgrund 

der großen Bedarfe eine Finanzierung über die bisherige Fi-

nanzierungsstruktur aus Eigenmitteln und klassischen Kom-

munalkrediten an Grenzen stoßen.28 Hingegen könnten Instru-

mente wie Green Finance und Fördermittel entscheidende Im-

pulse geben. Diese Instrumente erfordern aber entsprechende 

Verwaltungs- und Berichtsstrukturen, die in vielen Kommunen 

erst noch aufgebaut werden müssen und zusätzlichen Perso-

nalbedarf mit sich bringen.29 Ohne diese Kapazitäten bleibt 

den Kommunen jedoch der Zugang zu innovativen Finanzie-

rungsinstrumenten verwehrt. 

 

Auch eine sinnvolle Auswahl aus den mittlerweile fast 900 

kommunalen Förderprogrammen und deren effizienter Einsatz 

bei der Investitionsfinanzierung wird bei fehlenden Personal-

kapazitäten deutlich schwieriger.30 Der schleppende Mittelab-

ruf sowie die Klagen über einen undurchdringbaren „För-

derdschungel“ legen nahe, dass es vielen Kommunen für 

diese Aufgaben an ausreichenden Personalkapazitäten fehlt.  

Kommunen müssen zur Fachkräftesicherung alle Hand-

lungspotenziale ausschöpfen 

Kommunen haben verschiedene Möglichkeiten, auf die perso-

nellen Herausforderungen zu reagieren, zu denen es mittler-

weile eine ganze Reihe an Vorschlägen in der öffentlichen De-

batte gibt. Diese umfassen unter anderem, die Arbeitsbedin-

gungen und Vergütung zu verbessern, die Ausbildung zu stär-

ken oder Kooperationen zu nutzen.31  

Dass die Ausschöpfung dieser Handlungsoptionen notwendig 

ist, zeigt auch der Umstand, dass der Öffentliche Dienst selbst 

in der Krise nur bedingt von seinen spezifischen Stärken wie 

hoher Arbeitsplatzsicherheit und der Sinnhaftigkeit der Tätig-

keit profitieren konnte.32 Es ist zudem fraglich, ob diese Stär-

ken auch in Zukunft Bestand haben werden, denn in Zeiten 

der Vollbeschäftigung qualifizierter Kräfte verliert das Argu-

ment der Arbeitsplatzsicherheit an Gewicht, da sich Arbeitneh-

mer (zumal die besser qualifizierten) aus mehreren unbesetz-

ten Stellen frei entscheiden können. Und auch das Argument 

der Sinnhaftigkeit wird zunehmend unglaubwürdig, wenn ei-

gentlich sinnvolle Projekte nicht in überschaubaren Zeiträu-

men abgeschlossen werden können. 

Daher bedarf es einer generellen Aufwertung des öffentlichen 

Dienstes als Arbeitgeber, z. B. durch flexiblere Arbeitsbedin-

gungen und modernere Arbeitsausstattung sowie einer Stär-

kung der eigenen Aus- und Weiterbildungsaktivitäten.33 Zwar 

hat gerade mit Blick auf die Weiterbildung der Öffentliche 

Dienst seine Anstrengungen spürbar erhöht, in vielen Berei-

chen bleibt er aber – trotz vergleichbarer Herausforderungen – 

deutlich hinter der Privatwirtschaft zurück.34 Gleichzeitig wird 

für stark umworbene Fachkräfte auch der Vergütungsrahmen 

angepasst werden müssen.35 Die öffentliche Verwaltung wird 

hierzu einerseits den Spielraum der bestehenden Entgeltstu-

fen stärker als bislang ausreizen und andererseits ggf. auch 

im außertariflichen Bereich zusätzliche Vergütungsspielräume 

für besonders gefragte Spezialisten schaffen müssen.  

Dabei gilt es verstärkt zu prüfen, welches Spezialistenwissen 

tatsächlich in jeder Kommune sichergestellt werden muss und 

welche Kompetenzen ggf. besser in kommunenübergreifende 

Einheiten ausgelagert werden können, um den Kommunen die 

benötigte Expertise möglichst kosteneffizient bereitstellen zu 

können.36 Doch selbst wenn der Personalbedarf für die Inves-

titionstätigkeit durch Kooperationen und Einbindung externer 

Partner verringert werden kann, bleibt die Notwendigkeit be-

stehen, einen Kernbestand von Personal in der eigenen Kom-

munalverwaltung vorzuhalten, um Wissen über lokale Bedürf-

nisse und Besonderheiten einbringen und die Verbindung zur 

örtlichen Gemeinschaft herstellen zu können. Nicht zuletzt be-

darf es gerade bei sehr arbeitsteiligen Prozessen auch jeman-

den, der alle Beteiligten koordiniert und auf das Projektziel 

einschwört, also deutlich mehr Projektmanagementfähigkeiten 

besitzt, als es früher in der Kommunalverwaltung nötig war. 

Fazit: Erfolg versprechende Personalstrategie erfordert 

langfristige Planungssicherheit 

All diese Strategieansätze können nur funktionieren, wenn 

zwei Nebenbedingungen berücksichtigt werden: Zum einen 

muss zukünftig mit weniger Personal geplant werden, weil die 

alten Bestände bei einem immer weiter schrumpfenden Ar-

beitskräfteangebot realistischerweise nicht gehalten werden 

können. Viele der offenen Stellen können schon jetzt und 

auch in Zukunft nicht besetzt werden, sodass der Fachkräfte-

mangel ein ständiges Phänomen bleiben wird. Ziel muss des-

halb sein, mit den richtigen Personen an den richtigen Stellen 

eine leistungsfähigere Verwaltung zu erreichen. Daher führt 

kein Weg daran vorbei, die Planungs- und Investitionspro-

zesse so umzugestalten, dass sie mit deutlich weniger Perso-

nal bewältigt werden können.  

Zum anderen bedarf es für eine langfristige Personalstrategie 

auch langfristig verlässlicher Rahmenbedingungen. Dies erfor-

dert neben einem klaren Aufgabenzuschnitt für die kommu-

nale Ebene auch eine entsprechend verlässliche Finanzaus-

stattung und entsprechender Planungsspielräume bei den 

kommunalen Ausgaben. Wenn die Kommunen mehr öffentli-

che Investitionen tätigen sollen, wird auch der Personalbe-

stand angepasst werden müssen. Jedoch lässt sich zurzeit 

noch nicht sagen, welche Investitionssteigerungen konkret nö-

tig sein werden. Damit lässt sich auch kaum ableiten, wieviel 

mehr Personal die Kommunen benötigen werden. Sicher ist: 

Die „alte“ Sichtweise, dass laufende Kosten wie Personalaus-

gaben per se schlechter sind als Investitionsausgaben steht 

hier im Weg, beide sind nämlich komplementär. Denn gleich-

zeitig bedeutet mehr Personal nicht automatisch mehr Investi-

tionen, beispielsweise wenn andere Voraussetzungen wie die 

Finanzierung nicht adäquat erfüllt sind. Vielmehr müssen be-

stimmte Personalausgaben als ergänzend zu den Investitions-

ausgaben verstanden werden. Wird an diesen gespart, hat 

das auch negative Auswirkungen auf die Investitions- und da-

mit letztendlich auf die Leistungsfähigkeit der Kommunen.  

Während sich die Finanzierungssituation kurzfristig (und zu-

mindest temporär) über höhere Kredite verbessern lässt, be-

stehen solch einfache Optionen beim Personalbestand nicht. 

Der Personalbestand droht deshalb weiterhin zu einem strate-

gischen Engpassfaktor zu werden, der die Umsetzung von In-

vestitionen und Transformation in Kommunen erschwert. Nur 

wenn es gelingt ausreichend Personal und Finanzmittel für die 

Verwaltung bereitzustellen, wird die Ausweitung öffentlicher 

Investitionen und die Transformation des öffentlichen Sektors 

gelingen. 
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